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Vorwort 

Die Arbeit ist innerhalb des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge-
tbrderten und an der Universität Bremen veranstalteten Graduiertenkollegs 
"Risikoregulierung und Privatrechtssystem" entstanden und ist vom Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Universität Bremen im Wintersemester 1994/1995 als 
Dissertation angenommen worden. In ihr sind in vielfältiger Weise Diskussio-
nen und Beiträge aus dem Kolleg aufgenommen, so daß ich in erster Linie den 
Veranstaltern, Kollegiatinnen und Kollegiaten zu herzlichem Dank verpflichtet 
bin. Herausheben möchte ich dabei meine Lehrer, Prof. Dres. Ei/ce Schmidt und 
Dieter Hart, die die Arbeit angeregt und während der gesamten Zeit mit Rat und 
freundlicher Kritik gefbrdert haben. Wertvolle Anregungen und Hinweise ver-
danke ich insbesondere noch Prof. Dr. Reinhard Damm, Kar/ Janßen und Dr. 
Wolfgang Köck. Der Deutschen Forschungsgemeinschaft danke ich fl1r die 
Gewährung eines großzügigen Stipendiums, das mir den Rückhalt fl1r eine 
konzentrierte Fertigstellung der Arbeit gab. Besonders habe ich mich schließ-
lich gefreut, daß der Verlag Duncker & Humblot und der Herausgeber Prof. Dr. 
Michael Kloepfer sich zur Aufhahme der Arbeit in die Reihe "Schriften zum 
Umweltrecht' entschlossen haben. 

Bremen, im April 1995 

Klaus Meier 
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Einleitung 

Die Bewältigung ökologischer Probleme z!lhlt zum Ende des 20. Jahrhunderts 
zu den wichtigsten Aufgaben in nahezu sämtlichen Politik- und Gesellschaftsbe-
reichen. Einen säkularen Bedeutungszuwachs umweltbezogener Konfliktlagen 
im modernen Industriestaat verdeutlichen bereits die Formeln der Entwicklung 
vom Rechts- und Sozialstaat zum "Schutz-Staat'' (H.A. Hesse 1 ) sowie der 
Feststellung eines Wandels von der sozialen zur "umweltsozialen Marktwirt-
schaft'' (Fikentscher2 ): Stand bei der rechtlichen Regulierung sozialer Risiken 
der Abbau von Chancenungleichheit aufgrund formal-liberaler Gleich-
heitspostulate durch Materialisierungen und Prozeduralisierungen des Rechts im 
Vordergrund, zielt demgegenüber die Regulierung ökologischer Risiken zual-
lererst auf die Implementation statusunabhängiger Schutz- und Vorsorge-
mechanismen gegen ,,neue" -ökologische - Risiken. Nicht die Verteilung von 
Chancen und Gütern, sondern der Schutz vor Bedrohung, der Umgang mit 
Unsicherheit ist ein kennzeichnendes Merkmal der Risikogesellschaft3 . Nicht 
mehr die Bändigung von (Markt-)Macht zur Herstellung privater Autonomie, 
sondern die generelle Beschränkung von Autonomie zur Sicherung überindivi-
dueller Belange bestimmt zunehmend Rechtssetzung und Rechtsprechung. 

Als Folge des immensen Gefllhrdungspotentials der Großrisiken einerseits 
und schleichenden Gifte andererseits hat sich in den 70er Jahren das Umwelt-
recht als eigenständige Rechtswissenschaftsmaterie herausgebildet, was infolge 
der besonderen und zum Gutteil neuartigen Schwierigkeiten der Regulierung 
ökologischer Risiken zu der Aus- und Fortbildung von Instrumenten (z.B. 
Abgaben, Zertifikate) und Prinzipien (Vorsorgeprinzip, Verursacherprinzip, 
Kooperationsprinzip, etc.) namentlich im öffentlichen Umweltrecht geftlhrt hat. 
Aber auch am Privatrecht ist die "Rechtsumbildung durch Umweltschutz•<4 
nicht vorbeigegangen; insonderheit das Deliktsrecht hat starken richterlichen 
und gesetzgeberischen Steuerungszuwachs erfahren. In welchem Maße schließ-

I JZ 1991, 744. 
2 Die umweltsoziale Marktwirtschaft -als Rechtsproblem -. 
3 Zurückgehend aufDirich Beck's ,,Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Modeme", 

Frankfurt a.M. 1986. Aus der FOlie der gesellschaftstheoretischen Literatur zur Risikogesellschaft 
siehe insbes. Evers/Nowotny, Über den Umgang mit Unsicherheit. Eine gute Zusammenfassung 
des Schrifttums findet sich bei Bechmann, KritVj 1991, 212 (238 ff.). Zu rechtlichen Risikoaspek-
ten vgl. die Beitrage in Heft 3/4 der Kritischen Vierteljahresschrift ftlr Gesetzgebung und Rechts-
wissenschaft, 1991. 

4 So die gleichnamige Schrift von Kloepfer, Heidelberg 1990. 
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lieh das jüngst in Art. 20a GG eingeftlhrte Staatsziel Umweltschutz die Ökolo-
gisierung der Rechtsordnung weiter befördert, ist noch offen. 

Dem Schuldvertragsrecht wird bei der Regulierung umweltbezogener Kon-
flikte praktisch keine Bedeutung zugemessen - sieht man einmal von wenigen 
Untersuchungen zu umweltbezogenen Problematiken bei besonderen Vertrag-
stypen ab5 , in denen es inhaltlich weniger um Schutz der natUrliehen Umwelt, 
sondern in erster Linie um Integritätsschutz der Vertragsparteien vor Umweltge-
fahren geht. Deshalb wird das Unterfangen einer "ökologischen Aktivierung" 
des Schuldvertragsrechts bei manchen zunächst auf Unverständnis stoßen. 

Sicher zählt die Regulierung ökologischer Risiken auch nicht zu den ori-
ginären Aufgaben des 8GB-Vertragsrechts, das in seiner historischen Konzep-
tion zuallererst auf Erwartungssicherung und -Stabilisierung formal gleicher 
Subjekte ausgerichtet war. Einen ersten tiefgreifenden Wandel hat das Vertrags-
recht seit seiner Kodifizierung zwar dadurch erfahren, daß es neben der Siche-
rung versprochener Leistungen privates Verhalten etwa durch Statuierung von 
Verkehrsverboten sowie Informations- und Schutzpflichten steuert6 . Indes 
dürfte sich die Regulierung ökologischer Risiken allenfalls partiell aus den 
bekannten sozialen Steuerungen deduzieren lassen: Handelte schuldvertragliche 
Regulierung bislang in erster Linie von der Reparatur von Marktversagen, von 
Kompensation bestehender wirtschaftlicher und/oder intellektueller Machtdis-
paritäten und ließ die Steuerung sich trotz aller festzustellenden Objektivierun-
gen und Vergesellschaftungen - jedenfalls in aller Regel - auf individuelle 
Interessen zurUckftlhren, so bezweckt die Regulierung umweltbezogener All-
gerneinheitsrisiken die Sicherung nicht mehr vertragsparteienbezogener, son-
dern abstrakter Standards von Lebensqualität, Schutz der Natur 
(Umweltinteressen) und möglicherweise sogar die Wahrung der Interessen 
späterer Menschheitsgenerationen (Nachweltinteressen)7 • Galten die bisherigen 
vertragsrechtliehen Regulierungen vorrangig einer Begrenzung von Autonomie 
des einen zur Sicherung und Herstellung privater Autonomie des anderen 
Vertragspartners, so ist die Umweltrechtsentwicklung durch Autonomiebegren-
zung ohne gleichzeitige Autonomiegewährung gekennzeichnet. Standen des 
weiteren im Mittelpunkt bisheriger Steuerungen die sozialen und ökonomischen 
Interessen von Individuen und Unternehmen, soll bei der umweltbezogenen 
Regulierung "die Umwelt" in ihrer Gesamtheit und Vielftlltigkeit Schutzgegen-
stand sein. Galt schließlich schuldvertraglicher Schutz vor allem den Vermö-
gensinteressen und nur zweitrangig der Bewahrung vor Integritätsschäden, ist 

5 Zum Mietrecht: Derleder, Miete und Umwelt, 13, sowie die im Sammelband "Miete und 
Umwelt" aufgeftlhrten Artikel von Emmerich, Eisenschmid, Sterne!, Blank und Gather; Eisen-
schmid, WuM 1989, 357; ders., WuM 1992, 3; Schlager, ZMR 1992, 85;- zum Werkvertragsrecht 
Meier, VuR 1992, 30; -zum Reiserecht FUhrich, NJW 1991, 2192; Peterrronner, NJW 1992, 
1794. 

6 Vgl. Hart, AG 1984, 66 (71 ff.); MUnchKomm!Kramer, Vor§ 145 Rdnr. 6 ff. 
7 Siehe auch E. Schmidt, KritVj 1991, 378 (379 f.) 
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Kennzeichen der hier vorgeschlagenen umweltbezogenen Steuerung der Schutz 
überindividueller Interessen mit dem Ziel der präventiven Gefahrenabwehr, der 
Bewahrung bzw. Herstellung von generellen Sicherheitsstandards. Der Versuch 
ökologische Belange im Zivilrecht zu berücksichtigen, dUrfte demgemäß allen-
falls partiell den traditionellen ökonomischen Strukturen und Dogmatiken des 
V ertragsrechts entsprechen. 

Obwohl die Erörterung vertragsparteienübergreifender Problematiken in ei-
nem auf die Regelung der Rechtsverhältnisse einzelner Individuen angelegten 
Recht zunächst überrascht, kann letztlich kein Zweifel bestehen, daß sich auch 
das Vertragsrecht mit Umweltrisiken unmittelbar und mittelbar zu beschäftigen 
hat8 : sei es der Ausfall einer Reise wegen des Reaktorunfalles von Tscherno-
byl, das loverkehrbringen toxischer Holzimprägniermittel, diethylenglykolhalti-
gen "Weines" oder FCKW-haltiger Produkte, stets wird im Kontext des kon-
ventionellen Individualkonfliktes auch über eine parteiübergreifende Schutzdi-
mension verhandelt9 , deren Ausgang ftlr Dritte, ftlr die Allgemeinheit und die 
Umwelt von Bedeutung sein kann. Mit Obligation im klassischen Sinne hat dies 
wenig zu tun und ist angesichts der auftretenden Interessendiffusitäten auch 
nicht ohne weiteres auf den Schutz der Vermögens- und/oder Integritätsinteres-
sen des Vertragspartners reduzierbar. 

Mit der Arbeit wird ein erster unabgeschlossener Versuch unternommen, den 
Partizipationsmöglichkeiten des Schuldvertragsrechts an einer umweltbe-
zogenen Risikovorkehr nachzuspüren. Weitreichend ungeklärt ist, welche 
Steuerungsmöglichkeiten Schuldvertragsrecht in bezug auf vertragsexterne 
Umweltrisiken bereithält - oder pointiert formuliert: Wie steht es mit einem 
"Umweltschutz durch Vertragsrecht''? Mit dieser Zuspitzung ist verbunden, den 
über Sicherheits- und Gesundheitsinteressen vermittelt geübten Umweltschutz 
eher in den Hintergrund zu stellen und nach in Frage kommenden direkten 
Steuerungsinstrumentarien des Schuldertragsrechtes zu suchen, nach den 
allgemeinen Zivilistischen V erfllgbarkeitsgrenzen über das öffentliche Gut 
Umwelt. Aus ökologischer Sicht wären solche Grenzen besonders reizvoll, da 
sie im Gegensatz zu Schadenersatzansprüchen nicht erst auf bereits verwirklich-
te Beeinträchtigungen reagieren, sondern Schäden schon im Vorfeld verhindern 
könnten10 . 

8 So wird dem früheren Bayer-Vorstandsmitglied Eberhard Weise die Aussage zugeschrieben: 
,,Die eigentlichen Emissionen sind die Produkte selbst" (siehe Daniels, ZEIT 16/1993, 23). 

9 Hart!Köck, ZRP 1991,61 (65). 
10 Vgl. auch Medicus, NuR 1990, 145 (150). 
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